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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind somit zum 
Schluss der Aussprache. 

Wir gehen über zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Kultur und Medien empfiehlt in Drucksache 18/7416 – 
Neudruck –, den Gesetzentwurf Drucksache 18/6847 
unverändert anzunehmen. Wir stimmen somit über den 
Gesetzentwurf Drucksache 18/6847 selbst und nicht 
über die Beschlussempfehlung ab. Wer stimmt dem 
Gesetzentwurf zu? – Das sind die Fraktionen von 
CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die Fraktion der AfD. Wer enthält 
sich? – Das ist die Fraktion der FDP. Damit ist der Ge-
setzentwurf Drucksache 18/6847 angenommen. 

Wir kommen zu: 

19 Viertes Gesetz zur Änderung des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7534 

erste Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, dass die 
Reden zu diesem Tagesordnungspunkt zu Protokoll 
gegeben werden sollen (siehe Anlage 2). 

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 18/7534 an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie – fe-
derführend –, an den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und 
ländliche Räume, an den Ausschuss für Heimat und 
Kommunales sowie an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung. Wer stimmt der Über-
weisungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen 
von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Keine Gegenstimmen. 
Wer enthält sich? – Keine Enthaltungen. Damit ist 
diese Überweisungsempfehlung angenommen.  

Wir kommen zu: 

20 Gesetz zur Zustimmung zu der Vereinbarung 
über die kirchliche Polizeiseelsorge im Land 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/6721 – Neudruck  

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 18/7780 – Neudruck  

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion der CDU 
hat der Abgeordnetenkollege Dr. Geerlings das Wort. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
eine Neuregelung zu treffen, und es ist gut, dass wir 
das machen. Die Regelung ist aus dem Jahr 1962, 
also über 60 Jahre alt.  

Mit der polizeilichen Seelsorge sprechen wir einen 
besonderen Bereich der inneren Sicherheit an. Wir 
machen uns zu Recht Gedanken, wie Polizei han-
delt, ob sie rechtmäßig handelt. Es wird sehr konse-
quent geguckt, ob die Polizei rechtmäßig handelt. 
Viel zu selten fragen wir uns aber, was mit unseren 
Sicherheitskräften ist, wie es den Polizistinnen und 
Polizisten, die für unser Land so viel Gutes tun, dabei 
geht. Deswegen ist es gut, dass wir mit den Kirchen 
dieses Landes, mit der katholischen Kirche und mit 
der evangelischen Kirche, eine neue vertragliche Ba-
sis für diese Seelsorge aufsetzen.  

Ich danke ganz herzlich für diesen Entwurf und dafür, 
dass wir heute darüber sprechen, obwohl die Reden 
ursprünglich zu Protokoll gegeben werden sollten. 
Ich möchte der Landesregierung meinen Dank aus-
sprechen, die diesen Entwurf gemeinsam mit den 
Kirchen unseres Landes, mit der katholischen Kirche 
und der evangelischen Kirche, erarbeitet hat. 

Uns liegt sehr viel daran – ich bin davon überzeugt, 
dass das allen hier im Hause so geht –, dass unsere 
Polizistinnen und Polizisten nicht nur physisch, son-
dern auch psychisch geschützt sind und Betreuung 
dann bekommen, wenn sie sie brauchen. Dafür be-
danke ich mich ausdrücklich, und ich gehe davon aus, 
dass wir alle dem zustimmen können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun die Abgeordne-
tenkollegin Frau Kampmann. 

Christina Kampmann (SPD): Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
stimmen der CDU vollumfänglich zu. Pfarrerinnen 
und Pfarrer haben eine wichtige Bedeutung für viele 
Menschen in unserer Gesellschaft. Sie geben gerade 
in schwierigen Lebenslagen Orientierung.  

Genau das gilt auch für die Polizeiseelsorge. Wenn 
Polizistinnen und Polizisten in schwierige Situationen 
geraten, wenn sie schwierige Einsätze zu bewältigen 
haben, schnell Entscheidungen treffen müssen, die 
manchmal auch langfristige Folgen haben, dann ist 
es wichtig, dass es jemanden gibt, der immer ein of-
fenes Ohr hat, mit dem man reden und das Handeln 
auch mal reflektieren kann. Deshalb spielt die Poli-
zeiseelsorge für unsere Polizei und damit auch für 
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Anlage 2 

Zu TOP 19 – „Viertes Gesetz zur Änderung des 
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len“ – zu Protokoll gegebene Reden  

Mona Neubaur, Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie:  

Raumordnung und Landesplanung sind Schlüs-
selthemen für den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien und für eine nachhaltige Flächenentwick-
lung. Beides gehen wir als Landesregierung mit 
den Änderungen des Landesentwicklungsplans 
an. 

Wir ermöglichen die dringend benötigte Flächen-
bereitstellung für den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien. Dabei haben wir den Anspruch, bundesweit 
Vorreiter zu sein. Gleichzeitig gilt es, die zukünfti-
gen Flächenbedarfe insbesondere bei der Trans-
formation der Wirtschaft, der heimischen Land-
wirtschaft sowie beim Wohnungsbau mit ausrei-
chend Flächen für die Naherholung und die Ent-
faltung der Natur in Einklang zu bringen. 

Dies alles erfordert flankierend ein effizientes 
Verfahrensrecht für die Raumplanung, das wir mit 
dem vorliegenden Änderungsgesetz sicherstel-
len. 

Wir begrüßen und unterstützen die im letzten 
Jahr in Kraft getretenen Änderungen des Bun-
desraumordnungsgesetzes und nutzen nun die 
Möglichkeit, eine reibungslose Verzahnung mit 
dem Landesrecht zu gewährleisten und auf Lan-
desebene weiter zu justieren. 

Um den Gleichklang zum Bundesrecht zu ge-
währleisten und letztlich die Rechtsklarheit zu er-
höhen, sind teils begriffliche Anpassungen erfor-
derlich. Als Beispiel nenne ich den Bereich der 
Raumordnungsverfahren, die jetzt „Raumverträg-
lichkeitsprüfungen“ heißen. 

Bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen 
stärken wir das digitale Verfahren. Der Bund hat 
die digitale Beteiligung zum Regelfall erhoben. 
Daran wollen wir anknüpfen und die Beteiligung 
öffentlicher Stellen künftig ausdrücklich im Portal 
„Beteiligung NRW“ kanalisieren. So können wir 
die Digitalisierung der Verfahren konsequent fort-
schreiben und medienbruchbedingte Aufwände 
bei den Raumordnungsbehörden reduzieren. 

In wenigen Punkten wollen wir auch von der ei-
genen Regelungskompetenz Gebrauch machen, 
um von den insgesamt guten Vorgaben des Bun-
des abzuweichen. So wollen wir bei Zielabwei-
chungsverfahren die bisher geltende „Kann-Re-
gelung“ beibehalten. 

Transparente und ausdifferenzierte Planung neh-
men wir auf Ebene des Landesentwicklungsplans 
vor. Zum Teil beinhalten die dortigen Zielfest-

legungen bereits eigene Ausnahmeregelungen. 
In solchen Regelungen sehen wir den effizientes-
ten Weg für eine transparent gesteuerte Raum-
ordnung. 

Demgegenüber birgt die im Raumordnungsge-
setz eingeführte „Soll-Regelung“ für Zielabwei-
chungsverfahren die Gefahr, dass wir Planer:in-
nen und Verwaltungsfachleute in gesonderten 
Zielabweichungsverfahren binden und nicht da 
einsetzen können, wo wir für sie für die Umset-
zung bedeutender Steuerungsaufgaben drin-
gend brauchen. 

Mit der Änderung des Raumordnungsgesetzes 
führt der Bund zudem erstmalig eine Definition für 
„in Aufstellung befindliche Ziele der Raumord-
nung ein“. Damit wird der Zeitpunkt fixiert, zu dem 
nachgeordnete Behörden Planungsziele in ihren 
Entscheidungen berücksichtigen müssen. 

In Nordrhein-Westfalen wird in der Praxis bisher 
auf einen früheren Zeitpunkt abgestellt. Insbe-
sondere um die frühzeitige Wirksamkeit von Än-
derungen des Landesentwicklungsplans sicher-
zustellen, wollen wir daran festhalten, dass Ziele 
der Raumordnung mit Beginn des Beteiligungs-
verfahrens von den nachgeordneten Planungs-
ebenen berücksichtigt werden. 

Raumordnung in Nordrhein-Westfalen braucht 
den passenden Rahmen im Sinne eines guten 
Verfahrensrechts. Der vorliegende Gesetzent-
wurf setzt diesen Anspruch um. Ich freue mich 
auf die weitere Beratung. 

Dr. Christian Untrieser (CDU):  

Wir sprechen heute Abend über ein vermeintlich 
trockenes, juristisches Sujet: die Landesplanung 
und Raumordnungsverfahren. Dabei haben 
diese Instrumente Auswirkungen auf unser tägli-
ches Leben, auch wenn wir uns dabei kaum Ge-
danken machen. Wenn ich heute Morgen auf der 
Autobahn nach Düsseldorf gefahren oder mit 
dem Zug hierhin gekommen bin; irgendwer hat 
mal festgelegt, dass die Schiene und die Fern-
straße genau dort an dieser Stelle gebaut wird 
und nicht woanders. Jemand hat einmal festge-
legt, wo in einer Stadt Industrie- und Gewerbege-
biete hinsollen und wo die Menschen wohnen, wo 
Rohstoffe abgebaut werden, wo es Freiraum für 
die Natur gibt. All das ist Ergebnis der Raumpla-
nung. 

Nach dem Raumordnungsgesetz des Bundes ist 
das gesamte Bundesgebiet umfassend und Teil-
räume durch zusammenfassende, überörtliche 
und fachübergreifende Raumordnungspläne, 
durch raumordnerische Zusammenarbeit und 
durch Abstimmung raumbedeutsamer Planun-
gen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen 
und zu sichern.  
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Der Charakter ist dabei so, dass trotz überörtli-
cher Planung die der kommunalen Selbstverwal-
tung innewohnende Planung nicht beeinträchtigt 
werden darf und dennoch auf das Ziel gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik 
hinwirkt.  

Fachübergreifend bedeutet dies, dass nicht nur 
eine Fachrichtung, wie zum Beispiel die Rohstoff-
sicherung oder der Gewässerschutz betrachtet 
wird, sondern integrierend alle fachspezifischen 
Planungen aller anderen Bereiche Berücksichti-
gung finden und sich im Rahmen der Raumord-
nung einzufügen haben.  

Kennzeichen der Raumordnung ist das Gegens-
tromprinzip, das heißt alle Planungshierarchien 
werden reibungslos aufeinander abgestimmt. 
Das Landesplanungsgesetz NRW regelt in detail-
lierter Form, wie dieses Zusammenarbeit und die 
Ausgestaltung des Gegenstromprinzips abläuft.  

Von Zeit zu Zeit ergeben sich Änderungsbedarfe 
für das Landesplanungsgesetz. So auch heute 
wieder und deswegen legt die Landesregierung 
einen Entwurf für ein Änderungsgesetz vor.  

Darin wollen wir erstens – aufgrund einer Ände-
rung des Raumordnungsgesetzes des Bundes – 
eine sprachliche Änderung vornehmen: „Raum-
ordnungsverfahren“ wird durch „Raumverträg-
lichkeitsprüfung“ ersetzt. Zweitens streichen wir 
das Instrument des Regionalen Flächennut-
zungsplans aus der Aufzählung in § 2, denn die-
ses Instrument ist ausgelaufen. Neben dem Ver-
weis auf das Klimaschutzgesetz nehmen wir drit-
tens nun auch das Klimafolgenanpassungsge-
setz auf. Viertens: Digitale Beteiligungsverfahren 
werden gestärkt und Stellungnahmen der öffent-
lichen Stellen müssen digital eingereicht werden. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen 
Sie uns darüber in den nächsten Wochen disku-
tieren und am neuen Landesplanungsgesetz ar-
beiten. 

André Stinka (SPD):  

Mit dem Pakt zur Beschleunigung von Planungs- 
und Genehmigungsprozessen hat der Bund Än-
derungen vorgeschlagen, um endlich für mehr 
Turbo zu sorgen. Es ist gut, dass sich der Bund 
hierauf mit den Ländern verständigen konnte. Die 
Änderung des Raumordnungsgesetzes und an-
derer Vorschriften (ROGÄndG) des Bundes-
raumordnungsgesetzes bringen ebenfalls Ver-
besserungen zur Verfahrensbeschleunigung mit 
sich. 

Dass dies nun auch konsequent in NRW weiter-
gedacht wird, begrüßen wir. Denn oft genug ha-
ben wir im Wirtschaftsausschuss bereits über die 
Beschleunigung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren diskutiert.  

Es ist nur folgerichtig, entsprechende Anpassun-
gen in der nordrhein-westfälischen Gesetzge-
bung vorzunehmen, die durch die Änderungen 
auf der Bundesebene redundant geworden sind. 
So ist es sinnvoll, Doppelregelungen – wie eine 
doppelte Umweltverträglichkeitsprüfung – zu ver-
meiden.  

Ob es nicht mit den Änderungen des Landespla-
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen noch mehr 
Potenzial zur Beschleunigung gegeben hätte, ist 
im Ausschuss noch einmal zu hinterfragen.  

Einer Überweisung stimmen wir selbstverständ-
lich zu. 

Dr. Robin Korte (GRÜNE):  

Die Landesregierung bringt hier einen Gesetzent-
wurf zur Änderung des Landesplanungsgesetzes 
ein, mit dem sie nicht nur Änderungen im Raum-
ordnungsrecht auf Bundesebene nachvollzieht, 
sondern auch die Besonderheiten Nordrhein-
Westfalens im Planungsrecht aufzeigt.  

Machen wir uns daher zunächst die Ausgangs-
lage klar: Mit der Änderung des Raumordnungs-
gesetzes wurde vieles im Planungsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland vereinfacht und moder-
nisiert. 

Die Ampelkoalition in Berlin hat sich das Ziel ge-
setzt, Planungs- und Genehmigungsverfahren zu 
beschleunigen. Eine der Maßnahmen dazu ist 
beispielsweise die Umstellung auf eine über-
schlägige Raumverträglichkeitsprüfung, die dann 
auch in NRW gelten wird. Ein anderer Aspekt ist, 
dass nun endlich das Internet zum Mittel der 
Wahl für das Veröffentlichen der Planunterlagen 
ist. Im Jahr 2024 ist das wirklich mehr als ange-
messen.  

Diese und weitere Punkte ziehen jetzt, ganz 
selbstverständlich, Anpassungen in unserem 
Landesplanungsgesetz nach sich. 

Genau hinschauen werden wir, als Landesge-
setzgeber, dabei natürlich bei den Punkten, an 
denen die Landesregierung vorschlägt, von den 
Ausführungen im Raumordnungsgesetz abzu-
weichen. 

Hier sind vor allem zwei Aspekte zu nennen.  

Zum einen sieht der Gesetzentwurf nämlich vor, 
dass in Aufstellung befindliche Ziele von der 
Raumordnung schon ab dem Zeitpunkt an be-
achtet werden sollen, an dem das Aufstellungs-
verfahren begonnen hat. Das entspricht auch der 
heutigen Praxis und Rechtslage in Nordrhein-
Westfalen, erfordert aber wegen des geänderten 
Bundesrechts jetzt eine neue Klarstellung im Lan-
desplanungsgesetz.  

Dass die Landesregierung diese Klarstellung jetzt 
herstellen und damit die gewohnte Praxis beibe-
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halten möchte, will ich an dieser Stelle ausdrück-
lich begrüßen.  

Denn wir sehen ja derzeit bei der Änderung des 
Landesentwicklungsplans zum Ausbau der er-
neuerbaren Energien, wie klug und richtig es ist, 
dass die Regionalplanung die neuen Vorgaben 
für Windenergie- und Photovoltaik-Anlagen 
schon heute berücksichtigt, dass also in unserer 
komplexen Planungshierarchie neue politische 
Vorhaben, die ja nicht aus dem Nichts kommen, 
sondern die eine unmittelbare Reaktion auf äu-
ßere Einwirkungen und Zwänge darstellen, wie 
den Klimawandel und die drastisch veränderte 
Energieversorgungslage seit dem russischen An-
griff auf die Ukraine, auf die wir schnell reagieren 
müssen, dass diese politischen Vorhaben und 
Ziele auch trotz unserer komplexen und partizipa-
tiven Planungshierarchie schnell eine gewisse 
Wirkung entfalten können. 

Nur so werden wir es zum Beispiel schaffen, die 
Flächen für die Windenergie bis Ende 2025 aus-
zuweisen und so einen frühzeitigen, großflächi-
gen Ausbau zu ermöglichen.  

Zweitens geht der NRW-Gesetzentwurf eine we-
sentliche bundesgesetzliche Änderung nicht mit, 
nämlich die, dass Zielabweichungsverfahren von 
einer Kann- in eine Soll-Vorschrift umgewandelt 
werden. 

Für Nordrhein-Westfalen bedeutet das: Zielabwei-
chungsverfahren bleiben weiterhin eine Aus-
nahme. Und da bereits in den Raumordnungsplä-
nen, insbesondere im Landesentwicklungsplan, 
viele Ausnahmeregelungen enthalten sind, er-
scheint das auch auf den ersten Blick durchaus 
vernünftig. 

Denn niemand braucht eine Soll-Vorschrift, die 
am Ende vor allem dazu führt, zusätzliche, lang-
wierige Verfahren zu erzeugen, wenn sich diesel-
ben Ergebnisse auch durch eine frühzeitige, fle-
xible Festlegung im Raumordnungsplan errei-
chen lassen, über die sich zugleich auch eine hö-
here Plaungssicherheit schaffen lässt.  

Gleichwohl freue ich mich darauf, dass wir diese 
und alle weiteren Inhalte des Gesetzentwurfs im 
Ausschuss noch ausführlich und mit der gebote-
nen Gründlichkeit beleuchten und dabei auch die 
Tiefen des Planungsrechts näher eruieren und 
uns die Auswirkungen der Änderungen des 
Raumordnungsgesetzes für Nordrhein-Westfa-
len ganz genau anschauen werden. 

Der Überweisung stimmen wir in diesem Sinne 
selbstverständlich zu.  

Dietmar Brockes (FDP):  

Am 28. September 2023 traten mit Artikel 1 des 
Gesetzes zur Änderung des Raumordnungsge-
setzes und anderer Vorschriften (ROGÄndG) 

Änderungen des Bundesraumordnungsgesetzes 
in Kraft. 

Das Raumordnungsrecht unterliegt der Abwei-
chungsgesetzgebung. Dies bedeutet, dass die 
Vorschriften aus dem Bundesraumordnungsge-
setz grundsätzlich unmittelbar in den Ländern 
gelten, die Bundesländer jedoch ergänzende und 
auch abweichende Regelungen in den eigenen 
Landesplanungsgesetzen treffen können.  

Mit den Anpassungen im Landesplanungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen gilt es im Sinne von Rechts-
klarheit und Rechtsvereinfachung, landesrechtli-
che Regelungen, die in den neuen bundesrecht-
lichen Regeln aufgehen, einzusparen – digitale 
Beteiligung und Planerhaltung – und einen ein-
heitlichen Sprachgebrauch von Bundes- und Lan-
desrecht sicherzustellen – „Raumverträglichkeits-
prüfung“ statt „Raumordnungsverfahren“. 

Darüber hinaus sind landesspezifische Anforde-
rungen durch abweichendes Landesrecht zu 
wahren – Zielabweichungsverfahren und Defini-
tion in Aufstellung befindlicher Ziele der Raum-
ordnung. 

Weiterer Anpassungsbedarf ergibt sich zudem 
aufgrund des Auslaufens des Regionalen Flä-
chennutzungsplans als Raumordnungsplan. Hier 
handelt es sich nur um technische und redaktio-
nelle Änderungen. Sie haben sich aufgrund der 
Änderung des ROG ergeben. 

Den Änderungen stimmen wir zu. 

Christian Loose (AfD):  

Hiermit stimmen wir der Überweisung des Ge-
setzesentwurfes zu. 
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